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Überlegungen aus Anlass von 10 Ob 15/25s = Zak 2025/386, 236
In 10 Ob 15/25s ging der OGH von seiner früheren Auffassung ab, dass § 6 Abs 2 Z 4 
KSchG auch auf Wertsicherungsklauseln in Bestandverträgen anwendbar sei. Diese 
Entscheidung wurde in Bezug auf die Frage der Befassung eines verstärkten Senats bereits 
von Brunner/Kaissl in Zak 2025/432, 264 besprochen. Der vorliegende Beitrag widmet sich 
aus Anlass dieser Entscheidung den Rechtsfolgen der Intransparenz einer AGB-Klausel.

1. Problemaufriss und Praxisrelevanz
§ 6 Abs 3 KSchG normiert eine über die Anforderungen der Klausel-RL 93/13/EWG  
hinausgehende Nichtigkeit1 intransparenter Klauseln (in AGBs).2 Folglich werden nicht nur - 
wie von Art 6 Klausel-RL vorgesehen - missbräuchliche Klauseln (Art 3 Klausel-RL), sondern 
auch intransparente Klauseln (Art 5 Klausel-RL) als nichtig angesehen (= überschießende 
Richtlinienumsetzung). Die RL sieht rechtsfolgenseitig hingegen lediglich vor, dass "bei 
Zweifeln über die Bedeutung einer Klausel [...]die für den Verbraucher günstigste Auslegung" 
gilt. Klar ist, dass die nationale Festlegung eines höheren Schutzniveaus europarechtlich 
unproblematisch ist (Art 8 Klausel-RL, Stichwort: Mindestharmonisierung durch die RL).3 
Fraglich ist hingegen, wie mit (bloß) intransparenten Klauseln im Detail umzugehen ist. Gibt 
es eine geltungserhaltende Reduktion? Darf der zuständige Richter den Vertrag ergänzend 
auslegen oder dispositives Recht heranziehen?4 
Praktisch relevant können diese Fragen in unterschiedlichen Kontexten werden. Im Fall einer 
vielseits erhofften5 und jüngst mit 10 Ob 15/25s eingeleiteten Abkehr der höchstgerichtlichen 
Judikatur von der zuletzt höchst brisanten Rsp6 zu Wertsicherungsklauseln und somit der 
Beurteilung dieser Klauseln als nicht missbräuchlich könnten so manche 
Wertsicherungsklauseln dennoch als intransparent eingestuft werden. So könnte bspw die 
Festlegung der Wertsicherungsbasis unklar oder eine Regelung über die Unbeachtlichkeit 
von Indexschwankungen in geringem Ausmaß7 nicht hinreichend verständlich formuliert sein. 
Folglich stehen die Gerichte vor den eben angesprochenen Fragen. Für ihre Beantwortung 
muss in einem ersten Schritt ein Blick auf die in den letzten Jahren ergangene Rsp des 
EuGH hinsichtlich der Rechtsfolgen nichtiger Klauseln8 geworfen und gefragt werden, ob 
diese Judikatur auch bei intransparenten Klauseln zu berücksichtigen ist. Zuvor sollen aus 
gegebenem Anlass aber noch Überlegungen im Hinblick auf die OGH-E 10 Ob 15/25s9 
angestellt werden.

2. OGH 10 Ob 15/25s
Im Juli 2025 ging der OGH von seiner erstmals im März 202310 zum Ausdruck gebrachten 
Auffassung ab, wonach § 6 Abs 2 Z 4 KSchG auch auf Wertsicherungsklauseln in 
Bestandverträgen anwendbar sei. Während sich das Höchstgericht - wie es selbst be-
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tont11 - bis zuletzt nur obiter bzw in Zurückweisungsbeschlüssen mit dieser Norm befasste, 
wurde nun eine genaue Betrachtung vorgenommen. Ergebnis: § 6 Abs 2 Z 4 KSchG ist "auf 
längerfristige Dauerschuldverhältnisse mit typischerweise wiederkehrend zu erbringenden, 
vielfachen Leistungen [...] nicht zugeschnitten".
Die Abwendung des OGH von seiner vorherigen Judikatur ist erfreulich und zu befürworten. 
Dies zeigt auch ein Blick auf europäische Rechtsquellen. So findet sich im Anhang der 
Klausel-RL eine Liste von Klauseln, die als missbräuchlich eingestuft werden. Eine Klausel, 
die § 6 Abs 2 Z 4 KSchG entspricht, findet sich dort jedoch nicht.12 
Zudem ist rechtsfolgenseitig zu bedenken, dass sämtliche Wertsicherungsklauseln, die keine 
Einschränkung der Wertsicherung für die ersten beiden Monate nach Vertragsabschluss 
vorsehen, ersatzlos ex tunc wegfielen und daraus eine Flut an Rückforderungen von über 
Jahrzehnte gezahlten Mietzinsen resultieren würde, wäre § 6 Abs 2 Z 4 KSchG auf 
Bestandverträge anwendbar. Dies ist mit der Rsp des EuGH, wonach Sanktionen (auch) 
verhältnismäßig sein müssen,13 nicht vereinbar. Denn es steht außer Verhältnis, Mietern 
Mietzinsrückforderungen mit einer Verjährungsfrist von (womöglich) 30 Jahren aufgrund 
einer Schranke für Wertsicherungsklauseln zu gestatten, die für Vermieter "bislang 
unbekannt"14 war. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass es keinerlei Hinweis darauf gibt, dass 
eine Klausel, die keine Einschränkung der Wertsicherung für die ersten beiden Monate 
vorsieht, europarechtlich bedenklich wäre.

3. Die Rechtsprechung des EuGH zu den Rechtsfolgen einer nichtigen Klausel
Den Startschuss zu den Rechtsfolgen einer nichtigen Klausel tätigte der EuGH im Jahre 
2012, als er in der Rs Banco Español 15 zum Ergebnis kam, die geltungserhaltende 
Reduktion widerspreche Art 6 Abs 1 Klausel-RL. In weiterer Folge sprach der EuGH in der 
Rs Dziubak 16 aus, dass die ergänzende Vertragsauslegung zur Schließung einer 
Vertragslücke unzulässig ist. Seit der Rs Gupfinger 17 ist auch klar, dass der EuGH eine 
Lückenschließung durch dispositives Recht als mit dem Unionsrecht unvereinbar ansieht.18 
Die Entscheidungen des EuGH,19 nach denen einerseits die geltungserhaltende Reduktion 
unzulässig und andererseits die Füllung einer nachträglichen Vertragslücke nur mehr dann 
gestattet ist, wenn dadurch eine sich zum besonderen Nachteil des Verbrauchers 
auswirkende Unerfüllbarkeit des Vertrags vermieden werden kann, ergingen jedoch 
ausschließlich zu missbräuchlichen, niemals zu intransparenten Klauseln.20 Daher kann der 
EuGH-Judikatur für das nationale Recht keine Vorgabe bezüglich der rechtsfolgenseitigen 
Behandlung (bloß) intransparenter Klauseln entnommen werden.21 
Die Tatsache, dass es keinen Ausspruch des EuGH hinsichtlich der Rechtsfolgen einer 
intransparenten Klausel gibt, ist nur konsequent. Dem EuGH kommt außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Klausel-RL keine Auslegungskompetenz zu.22 Da die 
Nichtigkeitssanktion intransparenter Klauseln nicht von der Klausel-RL determiniert wird 
(siehe Pkt 1.), ist auf das nationale Recht zurückzugreifen.23 Einer richtlinienkonformen 
Interpretation bedarf es nicht, denn: "Wo es keine Umsetzungspflicht gibt, gibt es [...] auch 
keine unionsrechtliche Pflicht zur richtlinienkonformen Interpretation."24 Ein nationales 
Gericht hat die erwähnte Rsp des EuGH folglich nicht auf (bloß) intransparente Klauseln 
anzuwenden.25 

4. Rechtsvergleichende Betrachtung
Die Ausgangssituation in Deutschland ist mit jener in Österreich "völlig vergleichbar".26 § 306 
Abs 2 BGB legt fest: "Soweit die Bestimmungen nicht Vertragsbestandteil geworden oder 
unwirksam sind, richtet sich der Inhalt des Vertrags nach den gesetzlichen Vorschriften." 
Eine rechtsfolgenseitige Differenzierung zwischen missbräuchlichen und intransparenten 
Klauseln wird allerdings nicht vorgenommen. Vielmehr ist in § 307 Abs 1 BGB zu lesen: 
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"Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den 
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben 
unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch 
daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist."
Dennoch sucht man vergeblich nach einer Diskussion bezüglich der Anwendbarkeit der 
EuGH-Rsp auf (bloß) intransparente Klauseln, wie sie in der österreichischen Literatur 
stattfin-
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det. Dies folgt aus einem bereits dem Grunde nach abweichenden Umgang mit 
intransparenten Klauseln. Während es in Österreich - soweit ersichtlich - unumstritten ist, 
dass es Klauseln gibt, die intransparent, nicht jedoch missbräuchlich sind,27 wird in 
Deutschland vertreten, intransparente Klauseln seien "unabhängig von ihrer inhaltlichen 
Missbräuchlichkeit bereits wegen fehlender Klarheit und Verständlichkeit als missbräuchlich" 
anzusehen.28 Hierbei handle es sich "um einen Missbrauch im formellen Sinne als Fall der 
Missbrauchskontrolle".29 
Da das nationale Recht über die Rechtsfolgen der Intransparenz entscheidet (siehe Pkt 2.)30 
und die Mitgliedstaaten ein über die Anforderungen der Klausel-RL hinausgehendes 
Schutzniveau für Verbraucher gewährleisten können (Art 8 Klausel-RL), gibt es keine 
europarechtlichen Bedenken gegen die deutsche Auffassung zu den Rechtsfolgen einer 
intransparenten Klausel. Angemerkt sei, dass sich auch Litauen bei der RL-Umsetzung dafür 
entschied, intransparente Klauseln stets als missbräuchlich einzustufen, und der EuGH 
daran nichts auszusetzen hatte.31 Wegen des grundsätzlich anderen Umgangs mit 
intransparenten Klauseln können aus dieser rechtsvergleichenden Betrachtung aber keine 
direkten Schlüsse für eine österreichische Lösung gezogen werden.
Hervorzuheben ist jedoch auch das in Deutschland erkannte Bedürfnis, § 306 Abs 2 BGB im 
Anwendungsbereich der Klausel-RL unionsrechtskonform zu reduzieren.32 Außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Klausel-RL bedarf es hingegen keiner unionsrechtskonformen 
Interpretation. Da die Rechtsfolgen einer intransparenten Klausel nicht von der Klausel-RL 
festgelegt werden (siehe Pkt 1.), steht die Judikatur des EuGH einer uneingeschränkten 
Anwendung des § 306 Abs 2 BGB und somit der Schließung einer wegen Intransparenz 
entstandenen Vertragslücke durch dispositives Recht33 oder durch ergänzende 
Vertragsauslegung34 nicht entgegen.35 

5. Methodische Betrachtung
Der Auffassung, die Rsp des EuGH hinsichtlich der Rechtsfolgen nichtiger Klauseln müsse 
nicht auf (bloß) intransparente Klauseln angewendet werden, könnte jedoch der Wortlaut des 
§ 6 Abs 3 KSchG entgegenstehen. Dieser spricht auf den ersten Blick dafür, dass sich der 
österreichische Gesetzgeber für intransparente Klauseln grundsätzlich gleiche Rechtsfolgen 
wie für missbräuchliche Klauseln vorgestellt hat.36 Daher könnte - ungeachtet des zweifelsfrei 
bestehenden Anliegens, die Rsp des EuGH auf (bloß) intransparente Klauseln nicht 
anzuwenden - der Gesetzeswortlaut de lege lata ein Hindernis dafür darstellen.37 
Der ersatzlose Wegfall einer Vertragsbestimmung stört die Vertragsbalance jedoch häufig 
gravierend und kann zu sachwidrigen Ergebnissen führen. Man denke nur an 
Dauerschuldverhältnisse38 (bspw wiederum an wertgesicherte Mietverträge und den 
ersatzlosen Wegfall der Wertsicherungsklausel). Der Sorge des EuGH,39 ein Füllen der 
Vertragslücke würde das Gleichgewicht der Parteiinteressen beeinträchtigen, ist daher zu 
entgegnen, dass Gegenteiliges der Fall ist.40 Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang 
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auch, dass es Sinn und Zweck der Klausel-RL ist, eine "materielle Ausgewogenheit" 
zwischen den Parteien zu schaffen.41 
Weiters ist zu betonen, dass eine Lückenschließung durch geltungserhaltende Reduktion, 
ergänzende Vertragsauslegung oder dispositives Recht innerstaatlich zu Recht als eine 
"völlige Selbstverständlichkeit"42 angesehen wird und auf intransparente Klauseln - wie 
bereits erwähnt (Pkt 2.) - der nationale Rechtsfolgenkanon zur Anwendung kommt. Zwar 
könnte erwogen werden, die restriktive EuGH-Judikatur (oder zumindest Teile davon) auf 
intransparente Klauseln auszudehnen. Jedoch bedürfte eine solche Übernahme der 
europäischen Rsp einer konkreten Begründung. Diese liegt auch aus systematischen 
Gründen nicht auf der Hand. Wie der europäische Gesetzgeber in der Klausel-RL klarstellt, 
handelt es sich bei missbräuchlichen Klauseln (Art 3 Klausel-RL) und intransparenten 
Klauseln (Art 5 Klausel-RL) um unterschiedliche Konstellationen mit verschiedenen 
Verbotszwecken. Ein rechtsfolgenseitiger Gleichlauf erscheint somit auch vor diesem 
Hintergrund weder geboten noch wünschenswert.
Wird dennoch vorwiegend auf den Gesetzeswortlaut abgestellt,43 muss zweierlei klar sein: Ist 
im Gesetz von Nichtigkeit die Rede, war und ist deren Reichweite (ganz oder nur teilweise) 
und
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Qualität (absolut oder relativ) im Einzelnen zu prüfen. In diesem Sinn ist anerkannt, dass bei 
einer teilbaren Klausel nur der intransparente Teil wegfällt, während der transparent 
formulierte bestehen bleibt.44 So ist es bspw möglich, die Wertsicherung mit dem VPI als 
Vertragsbestandteil zu erhalten, auch wenn eine konkrete, daran anschließende Regelung 
über einen Ersatzindex als intransparent eingestuft wird.45 
Überdies ist auf die bereits in Pkt 2. erörterte Problematik der Unverhältnismäßigkeit einer 
Rückforderung von vor Jahrzehnten geleisteten Zahlungen hinzuweisen: Es ist 
unverhältnismäßig, dem Schuldner zu gestatten, eine vor bis zu 30 Jahren geleistete 
Zahlung zurückzufordern, weil der Gläubiger der Zahlung die Leistungsbedingungen (bloß) 
intransparent formulierte. Man denke hier zB an einen Fall, in dem ein Mieter einen großen 
Teil des über Jahre gezahlten Mietzinses von seinem Vermieter zurückverlangt, (nur) weil die 
Formulierung der Wertsicherung als intransparent eingestuft wird. Dies kann mit dem 
Verhältnismäßigkeitsprinzip im Widerspruch stehen; nicht zuletzt deshalb, weil der OGH sehr 
schnell zu Intransparenz gelangt,46 sodass vermieden werden sollte, auch kleine 
Ungenauigkeiten mit massiven nachteiligen Rechtsfolgen zu belegen.

6. Ergebnis
Festzuhalten bleibt mit Generalanwalt Wahl:47 "Als die [Klausel-]Richtlinie [...] in Kraft trat, 
haben die meisten Mitgliedstaaten wohl nicht vorhergesehen, welche Auswirkungen sie mehr 
als 20 Jahre später auf ihre Rechtsordnungen haben würde." Klar ist dennoch, dass die 
Vorgaben der europäischen Rsp nun auf nationaler Ebene angewandt werden müssen. 
Fraglich ist hingegen, ob eine überschießende Anwendung der überschießend umgesetzten 
RL sinnvoll ist. ME empfiehlt es sich vielmehr, auf Basis des nationalen Rechts "im Einzelfall 
zu fragen, ob die Anwendung dispositiven Rechts oder eine ergänzende Vertragsauslegung 
mit [dem] Verbotszweck [des Transparenzgebots] vereinbar" ist.48 Folglich sollte eine 
Lückenschließung aufgrund einer (bloß) intransparenten Klausel - anders als bei 
missbräuchlichen Klauseln - keinesfalls kategorisch ausgeschlossen, sondern vielmehr 
befürwortet werden.49 
Abschließend ist ein Appell an das Höchstgericht zu richten, die nächste sich bietende 
Gelegenheit (etwa im zweiten Rechtsgang zu 6 Ob 174/24t) zu nutzen, um zumindest obiter 
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50 klarzustellen, dass die EuGH-Judikatur zu den Rechtsfolgen nichtiger Klauseln auf das 
unionsrechtlich Notwendige beschränkt wird. Angesichts der zunehmenden Einschränkung 
des Entscheidungsspielraums nationaler Gerichte durch die Rsp des EuGH erscheint eine 
rechtsfolgenseitige Differenzierung zwischen missbräuchlichen und intransparenten Klauseln 
angezeigt,51 damit innerstaatlich zumindest im Hinblick auf intransparente Klauseln weiterhin 
sachgerechte Lösungen gefunden werden können.

7. Nachsatz
Unmittelbar nach Fertigstellung des vorliegenden Beitrags wurde die E 10 Ob 26/25h52 
veröffentlicht, die erfreulicherweise zu den gleichen Ergebnissen gelangt, wenn eine 
Vertragsbestimmung als (bloß) intransparent eingestuft wird: Die Rechtsfolgen richten sich 
allein nach nationalem Recht; eine Vorabentscheidung des EuGH ist nicht einzuholen. Da 
der OGH die Rechtsfolgen einer intransparenten Klausel jedoch nicht eingehend behandelte, 
sollte der Beitrag weiterhin von eigenständigem Wert sein.

1 Zur Verwendung des Begriffs: "Nichtigkeit" im vorliegenden Kontext siehe bspw Fidler, 
Unionsrechtliche Entwicklungen bei der richterlichen Vertragsergänzung, JBl 2014, 693; 
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24  Spitzer, ÖJZ 2020, 761 (769); so auch Parapatits in FS Lovrek 567 (571).

25  Parapatits in FS Lovrek 567 (571).

26  Wilfinger, Unwirksame AGB-Klauseln, dispositives Recht und EuGH, VuR 2021, 18.

http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-100/21
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-618/10
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http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-485/13
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-485/13
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-487/13
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-421/14
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-70/17
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-179/17
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-260/18
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-125/18
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-269/19
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-229/19
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-289/19
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-212/20
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-80/21
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http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-625/21
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-395/21
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-705/21
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-6/22
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-254/22
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-321/22
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27 Vgl hierzu nur 9 Ob 85/17s = Zak 2018/361, 195; idS auch EuGH C-395/21 , D.V. = Zak 
2023/103, 63; und jüngst C-280/24 , Malicník.

28  Thüsing, Europäische Grundlagen des AGB-Rechts, in Graf von 
Westphalen/Thüsing/Pamp, Vertragsrecht und AGB-Klauselwerke (Stand: März 2025) Rz 34 
mwN; idS auch Graf von Westphalen, AGB-Recht im ersten Halbjahr 2023, NJW 2023, 2240 
(2241 ff); ders, AGB-Recht im zweiten Halbjahr 2024, NJW 2025, 266 (268) mwN; wohl aA 
Kohler/Brosch/Puffer-Mariette/Rosch, Unionsrecht und Privatrecht: Zur Rechtsprechung des 
EuGH in den Jahren 2021 und 2022, ZEuP 2023, 909 (935).

29  Thüsing in Graf von Westphalen/Thüsing/Pamp, Vertragsrecht und AGB-Klauselwerke Rz 
34 mwN; ähnlich Pfeiffer in Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union IV40 A 5. Art 4 Rz 
37.

30 So auch Pfeiffer in Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union IV40 A 5. Art 5 Rz 27.

31 Siehe hierzu EuGH C-395/21 , D.V. = Zak 2023/103, 63.

32  Fornasier in MünchKomm BGB9 § 306 Rz 10 mwN.

33 So im Ergebnis, wenn auch ohne Auseinandersetzung mit dem zugrunde liegenden 
Problem, auch Schulte-Nölke in Schulze/Dörner/Ebert, HK-BGB12 (2024) § 306 Rz 24.

34 So im Ergebnis, wenn auch ohne Auseinandersetzung mit dem zugrunde liegenden 
Problem, auch Beckmann in Beckmann/Matusche-Beckmann, Versicherungsrechts-
Handbuch4 (2025) § 14 Rz 251 mwN.

35 Klargestellt sei, dass die Judikatur des EuGH einer uneingeschränkten Anwendung des § 
306 Abs 2 BGB sehr wohl entgegensteht, wenn es sich um eine inhaltlich missbräuchliche 
Klausel handelt. Zum Umgang des BGH mit der EuGH-Rsp vgl bspw Gsell, Grenzen des 
Rückgriffs auf dispositives Gesetzesrecht zur Ersetzung unwirksamer Klauseln in 
Verbraucherverträgen, JZ 2019, 751 mwN.

36  Spitzer, ÖJZ 2020, 761 (768).

37 Vgl zum Umgang des BGH mit der EuGH-Rsp aber bspw Gsell, JZ 2019, 751 mwN.

38 So auch Fidler, JBl 2014, 693 (700) mwN.

39 C-260/18 , Dziubak.

40 Vgl hierzu auch Gsell, JZ 2019, 751 (758); Karauscheck/Schiesbühl, Teilnichtigkeit vs 
Gesamtnichtigkeit, immo aktuell 2025, 98 (104); Parapatits in FS Lovrek 567 (575).

41 C-260/18 , Dziubak.

42  Spitzer, ÖJZ 2020, 761 (769).

43 Auf die historische Interpretation wird nicht eingegangen, da der Wille des historischen 
Gesetzgebers aus den Materialien zu § 6 Abs 3 KSchG nicht hervorgeht.

44 Vgl hierzu und zur Frage der Teilbarkeit nur 10 Ob 54/24z = Zak 2025/58, 35.

http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-395/21
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-280/24
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-395/21
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-260/18
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-260/18
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45 Zur Möglichkeit, einen Ersatzindex festzulegen, wie auch zur Teilbarkeit einer solchen 
Klausel siehe nur Rössl, ÖBA 2023, 650 mwN.

46 So bspw Melcher, Gemeinsame An- und Herausforderungen bei Preisänderungen: Ein 
Überblick, ecolex 2024, 477 (480). Daran wurde in der Rechtswissenschaft schon vielfach 
Kritik geübt: siehe statt vieler Bollenberger, Vertragsabschluss unter beiderseitig verdünnter 
Willensfreiheit, ÖBA 2016, 26 (41), arg: "toxische Einwirkung des Transparenzprinzips".

47 In den Schlussanträgen vom 16. 10. 2014 zu den verbundenen Rechtssachen C-482/13 , 
C-484/13 , C-485/13  und C-487/13 , Caixabank.

48  Told, JBl 2019, 623 (629); vgl für eine konkrete Begründung für die grundsätzliche 
Zulässigkeit der ergänzenden Vertragsauslegung auch 625 FN 149. Zum Verbot der 
geltungserhaltenden Reduktion siehe 10 Ob 54/24z = Zak 2025/58, 35; 
Karauscheck/Schiesbühl, immo aktuell 2025, 98 (102 und kritisch 104).

49 Ähnlich Spitzer, ÖJZ 2020, 761 (774).

50 Ein direkter, fallbezogener Ausspruch wird wohl an der Tatsache scheitern, dass der OGH 
bereits im ersten Rechtsgang die Klausel weder als missbräuchlich noch als intransparent 
ansah. Folglich gibt es in concreto keine (bloß) intransparente Klausel.

51 Ähnlich Parapatits in FS Lovrek 567 (578).

52 Zak 2025/579, 363 = ÖBA 2025, 767.

NutzerIn NutzerIn 26.11.2025

http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-482/13
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-484/13
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-485/13
http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-487/13

